
2. Kann die Vermutung nach Art. 3 Abs. 1 der Verordnung Nr. 
1346/2000, wonach bei Gesellschaften bis zum Beweis des 
Gegenteils vermutet wird, dass der Mittelpunkt ihrer haupt­
sächlichen Interessen der Ort des satzungsmäßigen Sitzes ist, 
durch die Feststellung widerlegt werden, dass die Gesell­
schaft in einem anderen Staat als dem ihres satzungsmäßi­
gen Sitzes einer geschäftlichen Tätigkeit nachgeht, oder ist 
zur Widerlegung der Vermutung die Feststellung erforder­
lich, dass die Gesellschaft in dem Staat ihres satzungsmäßi­
gen Sitzes keine geschäftliche Tätigkeit entfaltet hat? 

3. Sind die Belegenheit von Immobilien der Gesellschaft in 
einem anderen Mitgliedstaat als dem ihres satzungsmäßigen 
Sitzes, das Bestehen eines Mietvertrags zwischen der Schuld­
nergesellschaft und einer anderen Gesellschaft über zwei 
Hotelkomplexe sowie eines Vertrags der Gesellschaft mit 
einem Geldinstitut, Elemente oder Faktoren, die ausreichen, 
um die Vermutung nach Art. 3 der Verordnung 
Nr. 1346/2000 zugunsten des „satzungsmäßigen Sitzes“ 
der Gesellschaft zu widerlegen, und rechtfertigen derartige 
Umstände die Annahme, dass die Gesellschaft „eine Nieder­
lassung“ in diesem Staat im Sinne von Art. 3 Abs. 2 der 
Verordnung Nr. 1346/2000 hat? 

4. Steht, wenn die Entscheidung der Corte di Cassazione über 
die Zuständigkeit in ihrem Beschluss Nr. 10606/2005 auf 
einer Auslegung von Art. 3 der Verordnung Nr. 1346/2000 
beruht, die von der des Gerichtshofs abweicht, Art. 382 der 
italienischen Zivilprozessordnung, wonach die Corte di Cas­
sazione über die Zuständigkeit endgültig und verbindlich 
entscheidet, der Anwendung des genannten Artikels in der 
Auslegung des Gerichtshofs entgegen? 

( 1 ) ABl. L 160, S. 1. 

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesfinanzhofs 
(Deutschland) eingereicht am 14. Oktober 2009 — 
Scheuten Solar Technology GmbH gegen Finanzamt 

Gelsenkirchen-Süd 
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Bundesfinanzhof 
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Klägerin: Scheuten Solar Technology GmbH 

Beklagter: Finanzamt Gelsenkirchen-Süd 

Vorlagefragen 

a) Steht Art. 1 Abs. 1 der Richtlinie 2003/49/EG des Rates 
vom 3. Juni 2003 über eine gemeinsame Steuerregelung 
für Zahlungen von Zinsen und Lizenzgebühren zwischen 
verbundenen Unternehmen verschiedener Mitgliedstaaten ( 1 ) 
EU-Zins- und Lizenzricht- linie (ZLR) einer Regelung ent­
gegen, wonach die von einem Unternehmen eines Mitglied­
staates an ein verbundenes Unternehmen eines anderen Mit­
gliedstaates gezahlten Darlehenszinsen bei dem erstgenann­
ten Unternehmen der Bemessungsgrundlage für die 
Gewerbesteuer hinzugerechnet werden? 

b) Falls die erste Frage bejaht wird: Ist Art. 1 Abs. 10 ZLR 
dahin auszulegen, dass es den Mitgliedstaaten auch dann 
freisteht, die Richtlinie nicht anzuwenden, wenn die in 
Art. 3 Buchst. b ZLR genannten Voraussetzungen für das 
Vorliegen eines verbundenen Unternehmens zum Zeitpunkt 
der Zinszahlung noch nicht während eines ununterbroche­
nen Zeitraums von mindestens zwei Jahren erfüllt waren? 

Können sich die Mitgliedstaaten in diesem Fall gegenüber 
dem zahlenden Unternehmen unmittelbar auf Art. 1 
Abs. 10 ZLR berufen? 

( 1 ) ABl. L 157, S. 49 

Vorabentscheidungsersuchen des Østre Landsret 
eingereicht am 14. Oktober 2009 — Lady & Kid A/S, 
Direct Nyt ApS, A/S Harald Nyborg, Isenkram und 

Sportsforretning, KID-Holding A/S/Skatteministeriet 

(Rechtssache C-398/09) 

(2009/C 312/37) 

Verfahrenssprache: Dänisch 

Vorlegendes Gericht 

Østre Landsret 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Lady & Kid A/S, Direct Nyt ApS, A/S Harald Nyborg, 
Isenkram und Sportsforretning, KID-Holding A/S 

Beklagter: Skatteministeriet
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Vorlagefragen 

1. Ist das Urteil des Gerichtshofs vom 14. Januar 1997 in der 
Rechtssache C-192/95 (Comateb) ( 1 ) dahin zu verstehen, 
dass die Abwälzung einer rechtswidrigen Abgabe auf eine 
Ware voraussetzt, dass die Abgabe auf den Käufer der Ware 
bei dem einzelnen Geschäft abgewälzt worden ist, oder kann 
die Abwälzung auf die Preise auch bei den Preisen anderer 
Waren im Rahmen ganz anderer Geschäfte geschehen, die 
vor oder nach dem Verkauf der betreffenden Ware durch­
geführt worden sind, z. B. dergestalt, dass die Abwälzung 
über einen Zeitraum von vier Jahren unter Einbeziehung 
einer großen Anzahl von Warengruppen, zu denen sowohl 
eingeführte als auch nicht eingeführte Waren gehören, ins­
gesamt beurteilt wird? 

2. Ist der gemeinschaftsrechtliche Begriff „Abwälzung“ so zu 
verstehen, dass eine rechtswidrige Abgabe auf einen Waren­
verkauf als abgewälzt betrachtet werden kann, wenn der 
Preis der Ware im Verhältnis zu dem Preis, der unmittelbar 
vor der Einführung der Abgabe galt, erhöht worden ist, oder 
kann die Abgabe auch als abgewälzt betrachtet werden, 
wenn das abgabenpflichtige Unternehmen gleichzeitig mit 
der Einführung der rechtswidrigen Abgabe Einsparungen 
bei anderen Abgaben, die auf anderer Grundlage erhoben 
sind, erzielt hat und es daher seine Preise unverändert ge­
lassen hat? 

3. Ist der gemeinschaftsrechtliche Begriff „ungerechtfertigte Be­
reicherung“ so zu verstehen, dass die Erstattung einer rechts­
widrigen Abgabe auf einen Warenverkauf zu einer unge­
rechtfertigten Bereicherung führt, wenn das Unternehmen 
vor oder nach dem Verkauf der abgabenpflichtigen Ware 
Einsparungen aufgrund der Abschaffung anderer Abgaben, 
die auf anderer Grundlage erhoben werden, erzielt hat, wenn 
davon auszugehen ist, dass diese Abschaffung anderer Ab­
gaben auch anderen Unternehmen, u. a. solchen, die die 
rechtswidrige Abgabe nicht oder nur in geringerem Umfang 
entrichtet hatten, zugute gekommen ist? 

4. Wenn davon auszugehen ist, dass eine rechtswidrige Abgabe 
als Folge ihrer Ausgestaltung dazu geführt hat, dass Unter­
nehmen, die eingeführte Waren gekauft haben, einen ver­
hältnismäßig höheren Betrag an Abgaben entrichtet haben 
als Unternehmen, die in größerem Umfang inländische Wa­
ren gekauft haben, und dass gleichzeitig mit der Einführung 
der rechtswidrigen Abgabe eine andere rechtmäßige Abgabe, 
die auf anderer Grundlage erhoben wurde, abgeschafft 
wurde, die die beiden Unternehmen im Verhältnis in glei­
chem Umfang und ungeachtet der Zusammensetzung der 
Einkäufe des Unternehmens belastet hatte, stellen sich fol­
gende Fragen: 

i) Ist es nach Gemeinschaftsrecht gerechtfertigt, die Erstat­
tung der rechtswidrigen Abgabe an ein Unternehmen, 
das Waren einführt, unter Hinweis auf Abwälzung und 
ungerechtfertigte Bereicherung ganz oder teilweise abzu­
lehnen, soweit die Ablehnung dazu führt, dass das Un­
ternehmen dadurch, dass es die rechtswidrige Abgabe in 
größerem Umfang entrichtet hat als ein entsprechendes 
Unternehmen, das entsprechende Waren im Inland ge­

kauft hat, unter sonst gleichen Umständen als Folge der 
Umstrukturierung der Abgaben und der Ablehnung der 
Erstattung schlechter gestellt wird als entsprechende Un­
ternehmen, die in größerem Umfang inländische Waren 
gekauft haben? 

ii) Kann die Erstattung der rechtswidrigen Abgabe in der 
betreffenden Situation begrifflich zu einer „ungerechtfer­
tigten Bereicherung“ führen und damit abgelehnt wer­
den, wenn die Erstattung — selbst wenn die Abgabe 
als abgewälzt betrachtet wird — erforderlich ist, um 
zu erreichen, dass die Wirkung der Umstrukturierung 
der Abgaben nach einer eventuellen Erstattung und un­
ter sonst gleichen Umständen für Unternehmen, die Wa­
ren eingeführt haben, die gleiche bleibt wie für Unter­
nehmen, die inländische Waren eingekauft haben? 

iii) Verstößt die Ablehnung der Erstattung in einer solchen 
Situation, die bewirkt, dass Unternehmen, die in größe­
rem Umfang inländische Waren gekauft haben und da­
mit im Vorteil gegenüber Unternehmen sind, die in grö­
ßerem Umfang Waren eingeführt haben, in anderer 
Weise gegen das Gemeinschaftsrecht, u. a. gegen den 
Gleichbehandlungsgrundsatz, und 

iv) hat dann die Antwort auf die dritte Frage zur Folge, dass 
die Ablehnung der Erstattung der rechtswidrig erhobe­
nen Abgaben unter Hinweis auf die ungerechtfertigte 
Bereicherung nicht berechtigt ist, soweit eine solche Er­
stattung bloß den Vorteil beseitigt, den Unternehmen, 
die Waren im Inland eingekauft haben, gegenüber Un­
ternehmen haben, die in größerem Umfang Waren ein­
geführt haben? 

( 1 ) Slg. 1997, I-165. 

Vorabentscheidungsersuchen des Højesteret (Dänemark), 
eingereicht am 19. Oktober 2009 — Orifarm A/S, 
Orifarm Supply A/S, Handelsselskabet af 5. Januar 2002 
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